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1 DIE MANDANTEN I INFORMATION  

      

Themen dieser Ausgabe 

   

 
◼ Überbrückungshilfe III 

◼ Jahressteuergesetz 2020 

◼ Zahlung von Verwarnungsgeldern als Arbeitslohn 

◼ Kein Betriebsausgabenabzug für das Erststudium 

 
◼ Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistun-

gen/Handwerkerleistungen 

◼ Höhere Pauschalen für Ehrenämter und Übungslei-

ter 

◼ Baukindergeld soll verlängert werden 

◼ Solizuschlag ab 2021 vermeiden 

 

   

    

Ausgabe Nr. 1/2021 (Januar/Februar) 
 

   

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend haben wir Ihnen wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht 
zusammengestellt. Sowohl der Gesetzgeber als auch Krankenkassen und Unternehmer versuchen die Folgen 
der durch Covid-19 verursachten Einbußen und Einschränkungen abzumildern. Es kommen fast täglich neue 
Informationen hinzu. Nachfolgende Mandanten-Information trägt die derzeit wesentlichsten Informationen zu-
sammen, hat jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Mandanteninformation oder zu anderen Themen ? Sprechen Sie uns 
an ! Wir beraten Sie gern.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

Jana Röper 
Steuerberaterin 
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 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

 

Überbrückungshilfe III – Der Staat hat 
nochmals nachgebessert 

Seitens der Bundesregierung wurden die Regelungen zur 

Überbrückungshilfe III nochmals verbessert. Hier ein kurzer 

Überblick über die wichtigsten Fakten: 

Maßnahme: Zuschuss zu den Fixkosten des Unternehmens 

Antragsberechtigt: Alle Unternehmen bis 750 Mio. Euro (bis-

lang 500 Mio. Euro) Jahresumsatz mit mindestens 30 % 

Corona-bedingtem Umsatzeinbruch im Förderzeitraum, egal 

ob von einer Schließungsanordnung betroffen oder nicht. 

Förderzeitraum: November 2020 bis Juni 2021 für die Über-

brückungshilfe III, damit ausgeweitet für November und De-

zember 2020; 

Januar 2021 bis Juni 2021 für die Neustarthilfe für Soloselb-

ständige und für Bezieher von November- und Dezember-

hilfe. 

Förderhöhe: Bei Umsatzeinbruch gegenüber dem Ver-

gleichsmonat 2019  

- von mindestens 30 % beträgt der Zuschuss 40 % 

der Fixkosten, 

- von mindestens 50 % beträgt der Zuschuss 60 % 

der Fixkosten, 

- von mindestens 70 % beträgt der Zuschuss 90 % 

der Fixkosten. 

Dabei gilt eine neue Obergrenze für das Unternehmen von 

insgesamt 1,5 Mio. Euro (bisher 200.000 Euro bzw. 500.000 

Euro).  

Soloselbständige können anstatt der Überbrückungshilfe 

III abhängig vom Umsatzeinbruch gegenüber dem Referen-

zumsatz 2019 einen einmaligen pauschalen Zuschuss für 

den gesamten Zeitraum beantragen (Neustarthilfe). Dieser 

beträgt einmalig 50 % (bislang 25 %) des Referenzumsatzes 

(der Referenzumsatz entspricht grundsätzlich 6/12 des Jah-

resumsatzes 2019), jetzt max. 7.500 Euro (bislang 5.000 

Euro). 

Antragstellung: Der Antrag ist durch prüfende Dritte (z.B. 

Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte) über das 

bekannte Portal www.ueberbrueckungshilfe-unterneh-

men.de zu stellen.  

Soloselbständige bis max. 7.500 Euro Förderung sind direkt 

antragsberechtigt.  

Die Möglichkeit zur Antragstellung wird im Februar er-

wartet. 

Anrechnung: Förderbeträge der Überbrückungshilfe II für die 

Monate November und Dezember 2020 werden auf die 

Überbrückungshilfe III angerechnet.  

Unternehmen, die November- / Dezemberhilfe erhalten, sind 

für diese Monate nicht antragsberechtigt. 

 

Sonderregelungen:  

Reisebranche – Fortsetzung der bisherigen Begünstigung, 

zusätzlich auch bei Reiseantritt im Förderzeitraum. 

Veranstaltungs- und Kulturbranche – zusätzliche Berück-

sichtigung der Ausfall- und Vorbereitungskosten für ge-

schäftliche Aktivitäten im Zeitraum März bis Dezember 2020. 

Einzelhandel – Berücksichtigung von Abschreibungen auf 

Waren (z. B. Mode, Saisonware) unter weiteren Vorausset-

zungen.  

Pyrotechnische Industrie – hier sind Sonderregelungen vor-

gesehen. 

Bitte kontaktieren Sie uns für weitere Details zu Anspruch 

und Höhe der Überbrückungshilfen. 

Detaillierte Informationen in Form von FAQs werden voraus-

sichtlich Mitte Februar erwartet.  

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

 

Homeoffice-Pauschale und weitere Ände-
rungen des Jahressteuergesetzes 2020 

Das Jahressteuergesetz 2020 wurde am 18.12.2020 vom 

Bundesrat verabschiedet und im Bundesgesetzblatt I Nr. 65 

vom 28.12.2020 Seite 3096 veröffentlicht. 

Homeoffice-Pauschale 

Arbeitnehmer, die im Homeoffice arbeiten müssen und man-

gels räumlicher Voraussetzung keine Aufwendungen für ein 

häusliches Arbeitszimmer geltend machen können, dürfen 

bereits rückwirkend ab 2020 für jeden Homeoffice-Tag 5,00 

Euro als Werbungskosten verrechnen (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 

6b EStG). Voraussetzung ist, dass der Arbeitnehmer „seine 

betriebliche oder berufliche Tätigkeit ausschließlich in der 

häuslichen Wohnung ausübt“. Die Tagespauschale ist auf 

einen Höchstbetrag von 600,00 Euro im Jahr begrenzt. Die 

Regelung ist bis 31.12.2021 befristet (§ 52 Abs. 6 EStG). 

Corona-Bonus 

Die Steuerfreiheit des Corona-Bonus wird bis 30.6.2021 ver-

längert. Der Gesetzgeber räumt den Arbeitgebern damit 

mehr Zeit ein, den Beschäftigten einen steuerfreien Bonus 

von bis zu 1.500,00 Euro auszuzahlen (§ 3 Nr. 11a EStG). 

Es darf jedoch im ersten Halbjahr 2021 nicht noch einmal ein 

Bonus ausbezahlt werden, sofern bereits im Jahr 2020 ein 

Bonus in Höhe von 1.500,00 Euro ausgezahlt worden ist. 

Spenden 

Die Grenze für den vereinfachten Zuwendungsnachweis in 

Form des Überweisungsbelegs (§ 50 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Ein-

kommensteuer-Durchführungsverordnung) wird ab 1.1.2021 

von 200,00 Euro auf 300,00 Euro erhöht. 

Verzinsung der Verlustrückträge 

Im Rahmen der Corona-Hilfsmaßnahmen konnten Steuer-

pflichtige bereits im Rahmen der Veranlagung für 2019 einen 

vorläufigen Verlustrücktrag für 2020 geltend machen. Der 

Verlustrücktrag wird im Rahmen der Veranlagung 2020 ge-

prüft. Erweist sich der tatsächliche Verlust als niedriger und 

sind Steuern nachzuzahlen, stellt der neue § 111 Abs. 1 Satz 

4 EStG klar, dass § 233a Abs. 2a Abgabenordnung 
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Anwendung findet. Damit können die Finanzämter Zinsen 

auf die nachzuzahlenden Steuern festsetzen. 

Steuerfreie Sachbezugsgrenze 

Arbeitnehmer können ab dem Veranlagungsjahr 2022 Sach-

bezüge in Höhe von 50,00 Euro steuerfrei vom Arbeitgeber 

erhalten (neuer § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG, gilt ab VZ 2022, 

Art. 50 Abs. 7 JStG 2020). 

 

Zahlung von Verwarnungsgeldern als Ar-
beitslohn 

Zahlt der Arbeitgeber Verwarnungsgelder, die gegen ihn als 

Fahrzeughalter festgesetzt werden, weil seine Fahrer falsch 

geparkt haben, führt die Zahlung zwar nicht zu Arbeitslohn. 

Denn der Arbeitgeber tilgt eine eigene Schuld. Allerdings 

kann der anschließende Verzicht auf einen Rückgriff gegen 

die Arbeitnehmer zu Arbeitslohn bei den Fahrern führen. 

Hintergrund: Zum Arbeitslohn gehört nicht nur das laufende 

Gehalt, sondern auch weitere Vorteile, die der Arbeitgeber 

seinen Arbeitnehmern als Gegenleistung für deren Arbeits-

leistung gewährt. 

Sachverhalt: Die Klägerin betreibt einen Paketdienst und be-

schäftigt Fahrer. Soweit die Klägerin keine Ausnahmege-

nehmigungen zum Parken in Halteverbotszonen erhalten 

hatte, nahm sie es in Kauf, dass ihre Fahrer im Halteverbot 

parkten, um die Pakete auszuliefern. Die Fahrer waren nach 

Angaben der Klägerin angewiesen, sich grundsätzlich an die 

Verkehrsregeln zu halten. Wurden bei Verstößen gegen die 

Straßenverkehrsordnung Verwarnungsgelder gegen die 

Klägerin als Fahrzeughalterin festgesetzt, zahlte sie diese. 

Das Finanzamt sah hierin lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn 

und nahm die Klägerin für die Lohnsteuer in Anspruch. 

Entscheidung: Auf die hiergegen gerichtete Klage verwies 

der Bundesfinanzhof (BFH) die Sache zur weiteren Prüfung 

an das Finanzgericht (FG) zurück: 

◼ Die Zahlung der Verwarnungsgelder selbst führt nicht zu 

Arbeitslohn. Denn die Verwarnungsgelder wurden gegen 

die Klägerin als Fahrzeughalterin festgesetzt, so dass die 

Klägerin eine eigene Schuld beglich, nicht aber eine Schuld 

ihrer Fahrer. 

◼ Zu Arbeitslohn könnte es aber dadurch gekommen sein, 

dass die Klägerin eine realisierbare Forderung in Gestalt 

eines Rückgriffs- oder Schadensersatzanspruchs gegen 

ihre Fahrer hatte und diese Forderung erlassen hat. Immer-

hin hat die Klägerin behauptet, dass sie ihre Fahrer ange-

wiesen habe, sich an die Verkehrsregeln zu halten. 

◼ Das FG muss nun aufklären, ob es einen derartigen ver-

traglichen Regressanspruch oder einen gesetzlichen 

Schadensersatzanspruch der Klägerin gab und ob sie auf 

diesen verzichtet hat. Der Arbeitslohn wäre dann in dem 

Zeitpunkt zugeflossen, in dem die Klägerin zu erkennen ge-

geben hat, dass sie keinen Rückgriff nehmen wird. 

Hinweise: Bei einem Verzicht auf einen realisierbaren Rück-

griffs- bzw. Schadensersatzanspruch wäre steuerpflichtiger 

Arbeitslohn auch dann anzunehmen, wenn es im überwie-

gend eigenbetrieblichen Interesse der Klägerin gelegen 

hätte, dass die Halteverbotszonen missachtet werden, um 

die Pakete schnellstmöglich ausliefern zu können. Ein über-

wiegend eigenbetriebliches Interesse des Arbeitgebers 

würde lohnsteuerlich nicht anerkannt werden, weil anderen-

falls das rechtswidrige Tun der Arbeitnehmer steuerlich ge-

billigt werden würde. 

Wären die Verwarnungsgelder gegen die Fahrer festgesetzt 

worden und hätte die Klägerin die Verwarnungsgelder be-

zahlt, hätte dies zu Arbeitslohn geführt, weil die Klägerin 

dann eine Schuld der Arbeitnehmer beglichen hätte. 

Alle Steuerzahler 

Kein Betriebsausgabenabzug für das 
Erststudium 

Aufgrund des gesetzlichen Abzugsverbots von Betriebsaus-

gaben dürfen Kosten für ein Erststudium auch dann nicht ab-

gezogen werden, wenn der Student bereits unternehmerisch 

tätig ist und das Studium diese Tätigkeit fördern soll. Bei ei-

nem Erststudium besteht nämlich immer auch ein Zusam-

menhang zur privaten Lebensführung. 

Hintergrund: Aufwendungen für eine Berufsausbildung oder 

für ein Erststudium waren nach früherer Rechtsprechung 

grundsätzlich nur als Sonderausgaben abziehbar. Im Jahr 

2011 änderte der Bundesfinanzhof (BFH) seine Rechtspre-

chung zugunsten der Steuerpflichtigen und erkannte die Auf-

wendungen nunmehr als Werbungskosten bzw. Betriebs-

ausgaben an. Daraufhin führte der Gesetzgeber noch im 

Jahr 2011 ein Abzugsverbot für Kosten einer Berufsausbil-

dung bzw. eines Erststudiums ein, das rückwirkend seit dem 

Veranlagungszeitraum 2004 gelten sollte. 

Sachverhalt: Die Klägerin besuchte in Weißrussland eine 

Kunstschule und studierte anschließend dort. Sie schloss 

weder die Kunstschule noch das Studium ab. Im Jahr 2004 

zog sie nach Deutschland und begann hier ein Studium der 

Slawistik und Kunstpädagogik, das sie im Jahr 2010 ab-

schloss. Bereits in Weißrussland hatte die Klägerin als selb-

ständige Künstlerin und Buchillustratorin gearbeitet und 

setzte diese Tätigkeit in Deutschland fort. Im Veranlagungs-

zeitraum 2004 machte sie die Kosten für ihr Studium in 

Deutschland i.H. von ca. 9.000 Euro als Betriebsausgaben 

im Rahmen ihrer künstlerischen Tätigkeit geltend. Das Fi-

nanzamt berücksichtigte lediglich 4.000 Euro als Sonder-

ausgaben. Hiergegen klagte die Klägerin und ging schließ-

lich zum BFH. Während des Revisionsverfahrens im Jahr 

2011 trat das gesetzliche Abzugsverbot für Studienkosten 

als Betriebsausgaben rückwirkend ab 2004 in Kraft. 

Entscheidung: Der BFH wies die Klage ab: 

◼ Der Betriebsausgabenabzug ist wegen des 2011 verab-

schiedeten gesetzlichen Abzugsverbots für Kosten eines 

Erststudiums nicht möglich. Bei dem im Jahr 2004 in 

Deutschland begonnenen Studium der Slawistik und 

Kunstpädagogik handelte es sich um ein Erststudium und 

nicht um ein Zweitstudium. Denn die Klägerin hatte ihr vor-

heriges Studium in Weißrussland nicht beendet. 

◼ Das gesetzliche Abzugsverbot für die Kosten eines Erst-

studiums gilt auch dann, wenn das Studium eine bereits 

ausgeübte Tätigkeit fördern soll. Der Gesetzgeber geht 

nämlich davon aus, dass ein Erststudium auch der 



DIE MANDANTEN I INFORMATION 

 Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.   

Persönlichkeitsentwicklung dient und damit stets auch pri-

vat veranlasst ist. 

◼ Zwar ist das Abzugsverbot erst im Jahr 2011 verabschiedet 

worden; es sollte aber rückwirkend ab 2004 gelten und ist 

damit im Streitjahr 2004 anwendbar. Diese Rückwirkung ist 

verfassungsgemäß, weil die Steuerpflichtigen im Jahr 2004 

und in den Folgejahren kein schutzwürdiges Vertrauen ha-

ben konnten, dass Aufwendungen für ein Erststudium als 

Betriebsausgaben abziehbar sein könnten. Dieses Ver-

trauen hätte allenfalls im Jahr 2011 entstehen können, als 

der BFH seine Rechtsprechung zugunsten der Steuer-

pflichtigen änderte; hierauf hat der Gesetzgeber mit dem 

Abzugsverbot aber sogleich reagiert. 

Hinweise: Der BFH durfte das Abzugsverbot anwenden, ob-

wohl es erst im Revisionsverfahren in Kraft getreten ist. 

Abziehbar bleiben die Kosten für ein Zweitstudium. Dies 

wäre hinsichtlich des Studiums in Deutschland der Fall ge-

wesen, wenn die Klägerin ihr Studium in Weißrussland mit 

einer Abschlussprüfung beendet hätte. Der Abzug als Son-

derausgaben hat den Nachteil, dass Sonderausgaben nur in 

dem Jahr abgezogen werden können, in dem sie angefallen 

sind. Ein Verlustvortrag oder -rücktrag ist nicht möglich. 

Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen/Handwerkerleistungen 

Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen 

wird nicht für die Reinigung der Fahrbahn der öffentlichen 

Straße vor dem Haus gewährt. Außerdem wird die Steuerer-

mäßigung für Handwerkerleistungen im eigenen Haushalt 

nicht gewährt, soweit die Reparatur nicht im Haushalt des 

Steuerpflichtigen, sondern in der Werkstatt des Handwer-

kers durchführt wird. 

Hintergrund: Für haushaltsnahe Dienstleistungen und für 

Handwerkerleistungen im eigenen Haushalt wird eine Steu-

erermäßigung von 20 % der Arbeitskosten gewährt. Diese 

Ermäßigung wird also direkt von der Steuer abgezogen. Der 

maximale Abzugsbetrag beläuft sich auf 4.000 Euro bei 

haushaltsnahen Dienstleistungen und auf 1.200 Euro bei 

Handwerkerleistungen. 

Sachverhalt: Der Kläger zahlte im Streitjahr ca. 100 Euro für 

die öffentliche Straßenreinigung. Außerdem ließ er sein Hof-

tor durch einen Handwerker reparieren, der die Reparatur in 

seiner Werkstatt durchführte und danach das Tor wieder auf 

dem Grundstück des Klägers einbaute. Die Lohnkosten be-

trugen ca. 980 Euro. Der Kläger machte für beide Posten je-

weils 20 % als haushaltsnahe Dienstleistungen bzw. Hand-

werkerleistungen geltend. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verwies die Sa-

che zur weiteren Prüfung an das Finanzgericht zurück: 

◼ Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen 

setzt voraus, dass die Dienstleistung im Haushalt des 

Steuerpflichtigen erbracht wird. Hierzu können auch 

Dienstleistungen gehören, die außerhalb der Grundstücks-

grenze erbracht werden, sofern ein räumlicher Zusammen-

hang zum Haushalt besteht und die Tätigkeit üblicherweise 

von einem Mitglied des Haushalts erbracht wird, z. B. die 

Reinigung des Gehwegs vor dem Grundstück des Steuer-

pflichtigen. 

◼ Die Reinigung der Fahrbahn vor dem Grundstück wird üb-

licherweise nicht von Mitgliedern des Haushalts erbracht. 

Zudem fehlt es bei der Fahrbahn am räumlich-funktionalen 

Zusammenhang zum Haushalt; dieser Zusammenhang 

endet an der Bordsteinkante des öffentlichen Gehwegs vor 

dem selbstgenutzten Haus. 

◼ Das FG muss nun ermitteln, ob in dem Betrag von 

100 Euro auch ein Anteil für die Reinigung des öffentlichen 

Gehwegs enthalten war; dieser Anteil wäre – anders als 

der Anteil für die Reinigung der Fahrbahn – steuerbegüns-

tigt. 

◼ Die Reparatur des Hoftores ist grundsätzlich nicht steuer-

begünstigt, da die Reparatur nicht im Haushalt des Klägers 

durchgeführt worden ist, sondern in der Werkstatt des 

Handwerkers. Es fehlt damit an dem räumlichen Zusam-

menhang zum Haushalt, so dass lediglich ein funktionaler 

Zusammenhang besteht. Es genügt nicht, dass die Leis-

tung teilweise im Haushalt des Steuerpflichtigen oder für 

den Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht wird. Ferner 

kommt es nicht darauf an, ob der Leistungserfolg im Haus-

halt des Steuerpflichtigen eintritt oder ob die Handwerker-

leistung auch im Haushalt des Steuerpflichtigen hätte 

durchgeführt werden können. 

◼ Soweit die Handwerkerleistung auf dem Grundstück des 

Steuerpflichtigen erbracht worden ist, z. B. der Einbau und 

Ausbau des Tores, kommt eine anteilige Steuerermäßi-

gung in Betracht. Das FG muss den entsprechenden Anteil 

nun ermitteln. 

Hinweise: Bei Handwerkerleistungen ist nicht der gesamte 

Rechnungsbetrag begünstigt, sondern nur der auf die Ar-

beitskosten entfallende Anteil. Die Steuerermäßigung wird 

also nicht für Ersatzteile oder das Material gewährt. 

Ob ein räumlicher Zusammenhang mit dem Haushalt des 

Steuerpflichtigen besteht, ist durchaus eine Wertungsfrage. 

So hat der BFH in der Vergangenheit z. B. die Steuerermä-

ßigung für die Kosten eines Notrufsystems in einer Senio-

renresidenz gewährt, weil dieses System zu einer Hilfeleis-

tung im Haushalt führen sollte. Unschädlich war, dass der 

Sanitätsdienst, der im Notfall tätig werden sollte, außerhalb 

der Residenz und damit außerhalb des Haushalts des Alten-

wohnheimbewohners belegen war. 

Höhere Pauschalen für Ehrenämter und 
Übungsleiter 

Ehrenamtspauschalen 

Ehrenamtlich Engagierte können ab 2021 für eigene Auf-

wendungen eine steuerfreie Aufwandsentschädigung von 

840,00 Euro (bisher 720,00 Euro) erhalten (§ 3 Nr. 26a Satz 

1 EStG). Voraussetzung ist, dass der Ehrenamtliche im 

Dienst oder Auftrag einer juristischen Person des öffentli-

chen Rechts steht. 

Übungsleiterfreibetrag 

Der Übungsleiterfreibetrag beträgt seit 01.01.2021 3.000,00 

Euro (bis 2020: 2.400,00 Euro, § 3 Nr. 26 Satz 1 EStG). Vom 

Übungsleiterfreibetrag profitieren Trainer, die 
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nebenberuflich in Sportvereinen tätig sind, Ausbilder bei 

Freiwilligen Feuerwehren, der DLRG usw. oder sonstige eh-

renamtlich Engagierte in gemeinnützigen Einrichtungen oder 

in der Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen. 

Baukindergeld soll verlängert werden 

Der Förderzeitraum für die Gewährung von Baukindergeld 

soll verlängert werden: Sofern Sie zwischen dem 01.01.2018 

und dem 31.3.2021 (bisher 31.12.2020) Ihren Kaufvertrag 

unterzeichnet, eine Baugenehmigung erhalten haben oder 

der frühestmögliche Baubeginn Ihres – nach dem jeweiligen 

Landesbaurecht – nicht genehmigungspflichtigen Vorha-

bens in diesen Zeitraum fällt, können Sie einen Antrag auf 

Baukindergeld stellen. Voraussetzung ist u. a., dass Ihr 

Haushaltseinkommen bei einem Kind maximal 90.000 Euro 

beträgt (plus 15.000 Euro für jedes weitere Kind).  

Anträge können online im KfW-Zuschussportal unter 

https://public.kfw.de/zuschussportal-web/ gestellt werden. 

Dort finden Sie auch Informationen zu den weiteren Voraus-

setzungen des Baukindergeldes und zur Förderhöhe („Zu-

schuss 424“). 

Hinweis: Die Verlängerung des Förderzeitraums wird mit 

dem Inkrafttreten des Bundeshaushalts 2021 wirksam. Das 

Baukindergeld kann nach Einzug in die neue Immobilie 

(maßgeblich ist der in der Meldebescheinigung genannte 

Tag) im Rahmen der 6-monatigen Antragsfrist bis zum 

31.12.2023 beantragt werden. 

Solizuschlag ab 2021 vermeiden 

Anhebung der Jahresfreigrenzen 

Zum 01.01.2021 wurde die sogenannte „Nullzone“, also jene 

Jahresfreigrenze, bis zu der kein Solidaritätszuschlag zu er-

heben ist, angehoben (Gesetz zur Rückführung des Solida-

ritätszuschlags, BGBl 2019 I S. 2115).  

Die Jahresfreigrenze 2021 beträgt 33.912,00 Euro (bisher 

1.944,00 Euro). Das heißt, dass Einzelveranlagte bei einer 

Einkommensteuerschuld von bis zu 16.956,00 Euro (bisher 

972,00 Euro) und zusammenveranlagte Ehepaare bis zu ei-

ner Einkommensteuerschuld von 33.912,00 Euro keinen So-

lizuschlag mehr zahlen müssen (entspricht einem Bruttojah-

reseinkommen von ca. 73.000,00 Euro bzw. 151.000,00 

Euro bei Zusammenveranlagung).  

Neben der Lohnsteuer fällt nur noch dann ein Solizuschlag 

an, wenn die tatsächliche Lohnsteuer in den Steuerklassen 

I, II, IV, V und VI mehr als 1.413,00 Euro bzw. in der Steuer-

klasse III mehr als 2.826,00 Euro beträgt. 

Übergangszone 

Bei nur geringer Überschreitung der Freigrenzen wird der 

Solidaritätszuschlag nicht sofort in voller Höhe mit 5,5 % der 

Einkommensteuer erhoben, sondern nach einer besonderen 

Berechnungsmethode ermittelt. Es gilt insoweit eine Höchst-

grenze von 11,9 % (bis 2020: 20 %) des Unterschiedsbe-

trags zwischen der Lohnsteuer und den Freigrenzen. Die 

Übergangszone gilt für Jahreseinkommen von ca. 73.000,00 

Euro bis ca. 109.000,00 Euro (bei Zusammenveranlagung 

ca. 151.000,00 Euro bis ca. 221.000,00 Euro). Ab einem 

Bruttojahreseinkommen von über 109.000,00 Euro (bzw. 

221.000,00 Euro bei Zusammenveranlagung) fällt der Soli-

daritätszuschlag weiterhin in voller Höhe an. 

Einkommensgrenzen beachten 

Unter Umständen kann es sich im Jahr 2021 besonders loh-

nen, das Bruttojahreseinkommen unter diese Grenzen zu 

drücken. Dies kann u. a. durch die Geltendmachung höherer 

Werbungskosten (Betriebsausgaben), Gehaltsumwandlung 

(steuerfreie Gehaltsextras) oder durch Reduzierung der Ar-

beitszeit erfolgen. 

 

https://public.kfw.de/zuschussportal-web/

